Richtlinie zur Forderung der Belebung von Ortszentren

§1 Ziele

Das Land Vorarlberg unterstiitzt Vorhaben und MalRnahmen, die geeignet sind, die Attraktivitat
von Stadt- und Ortskernen als Standorte von Handels- und Dienstleistungsbetrieben zu erhéhen.

§2 Rechtsgrundlagen

Diese Richtlinie basiert auf den Bestimmungen der Allgemeinen Férderungsrichtlinie des Landes
(AFRL). Sofern in dieser Richtlinie Bestimmungen nicht explizit genannt oder geregelt sind,
insbesondere die Bestimmungen zur Datenverwendung und Datenveroffentlichung gemaR & 5
AFRL, gelten die jeweils aktuellen Bestimmungen der AFRL.
http://www.vorarlberg.at/pdf/allgemeinefoerderungricht.pdf

Die Forderung wird auf Basis der Verordnung (EU) Nr. 2023/2831 der Kommission vom 13.
Dezember 2023 lber die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrages liber die Arbeitsweise
der Europaischen Union auf ,de-minimis“-Beihilfen gewahrt.

§3 Forderungsgegenstand
Im Rahmen dieser Richtlinie werden die Durchflihrung von Strategiekonzepten und Studien zur

Entwicklung innerértlicher Handels- und Dienstleistungsstandorte mit dem Ziel einer Verbesserung
der Angebotsstruktur oder zur Erh6hung der Aufenthaltsqualitat geférdert.

§ 4 Forderwerbende

Gemeinden und offentliche Institutionen.


http://www.vorarlberg.at/pdf/allgemeinefoerderungricht.pdf

§ 5 Artund AusmaR der Forderung

Die forderbaren Mindestkosten betragen € 10.000,--, die maximal férderbaren Kosten belaufen
sich auf € 60.000,--. Die Forderung erfolgt in Form eines Einmalzuschusses in Hohe von 30 % der
Kosten.

Auf die Gewédhrung der Forderung besteht kein Rechtsanspruch.

Eine Gewadhrung der Forderung erfolgt nach Maligabe der budgetdaren Moglichkeiten.

§ 6 Allgemeine Forderungsvoraussetzungen

(1) Forderungen sind ausschlieflich in Gemeinden maoglich, in denen ein Kerngebiet gewidmet
ist bzw. in denen mittels Landesraumplan eine sogenannte EKZ-Eignungszone zur Starkung
der Ortszentren ausgewiesen ist.

(2) Der Standort der Investition muss in Vorarlberg sein.

(3) Der Forderungswerber hat im Forderungsantrag vollstandige Angaben lber beabsichtigte,
laufende oder erledigte Forderungsantrdge zum gleichen Vorhaben bei anderen
Rechtstragern oder Dienststellen zu machen.

§ 7 Besondere Forderungsvoraussetzungen

Bestehende Forderungen des Bundes zum gleichen Vorhaben miissen in Anspruch genommen
werden. Eine Forderung im Rahmen dieser Richtlinie kann nur gewdhrt werden, wenn
Forderungsmoglichkeiten seitens des Bundes nicht in Anspruch genommen werden kénnen.

Doppelférderungen sind grundsatzlich ausgeschlossen.

§ 8 Ablauf der Forderungsgewdhrung

(1) Es gilt das Antragsprinzip. Den Antragen wird jene Richtlinie zu Grunde gelegt, welche zum
Zeitpunkt der Antragsstellung gilt. Als Zeitpunkt der Antragstellung gilt das Einlangen des
unterfertigten Antragsformulars

(2) Der Forderungsantrag ist mittels Antragsformular beim Amt der Vorarlberger
Landesregierung, Abteilung Allgemeine Wirtschaftsangelegenheiten, einzureichen.
Die  Antragstellung erfolgt  ausschlieBlich  elektronisch  per E-Mail an:
wirtschaft@vorarlberg.at
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(3) Die Antragstellung muss vor der ersten rechtsverbindlichen Bestellung von Leistungen oder
vor einer anderen Verpflichtung, die die Investition unumkehrbar macht, wobei der
friiheste dieser Zeitpunkte maligebend ist, erfolgen.

Forderzusage
Die Zusage der Forderung erfolgt schriftlich und kann Bedingungen und Auflagen enthalten.

Auszahlung
Die Auszahlung der Forderung erfolgt nach Vorlage der Rechnungen, der Zahlungsbelege sowie
eines Exemplares des Stategiekonzeptes bzw. der Studie.

§ 9 Riickzahlung der Forderung

Die Férderungszusage verliert ihre Wirksamkeit und Geldzuwendungen sind zurlickzuzahlen oder
sonst gewdhrte Férderungen zurlickzuerstatten, wenn
i. die Forderung auf Grund unrichtiger oder unvollstindiger Angaben des
Forderungswerbers erlangt wurde,
ii. die geforderte Leistung (aus Verschulden des Férderungswerbers) nicht oder nicht
rechtzeitig ausgefiuihrt wurde oder ausgefiihrt wird,
iii. die Forderung nicht dem Forderungszweck entsprechend verwendet wird,
iv. der Forderungswerber nicht aus eigener Initiative unverziglich Ereignisse meldet
(z.B. Konkursanmeldung), die die Durchfiihrung der geforderten Leistung verzégern
oder unmoglich machen oder eine Abdnderung erfordern wiirde,
v. erkennbar wird, dass die Rickzahlung des geforderten oder gewahrten Darlehens
nicht mehr gesichert erscheint,
vi. die vorgeschriebenen Bedingungen und Auflagen aus Verschulden des
Forderungswerbers nicht erfillt werden.

§ 10 Geltungsdauer

Diese Richtlinie tritt am 1.1.2024 in Kraft und am 31.12.2025 auRer Kraft.

Seite 3



	Richtlinie zur Förderung der Belebung von Ortszentren
	§ 1   Ziele
	§ 2 Rechtsgrundlagen
	§ 3 Förderungsgegenstand

